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In eigener Sache: Herbsttagung vom 25. bis 27.11.2010 in Hannover 
Die Vielfalt der Lebensformen schlägt sich unmittelbar auf das Familienrecht und auf die Praxis der Familienanwältinnen und –anwälte nieder. Entsprechend ist die Vielfalt der Themen in den Workshops auf der diesjährigen Herbsttagung der Arbeitsgemeinschaft Familienrecht in Hannover: Adoption durch gleichgeschlechtliche Lebenspartner, Patchwork-Familien – Folgen der seriellen Monogamie und Unterhalt, Vermögensausgleich ohne Ehe, europäische Vielfalt – Paare, Kulturen und das Recht, gemeinsame elterliche Sorge bei nicht Verheirateten. Zwei zentrale Vorträge führen in die Tagung ein: „Vielfalt der Lebensformen“ ein: „Veränderung der Lebensformen in der gesellschaftlichen Entwicklung“ (Prof. Dr. Birgit Geissler, Universität Bielefeld) und „Familienrecht ist keine Mathematik“ (Dr. Wolfram Viefhues, weiterer aufsichtsführender RiAG Oberhausen).  Das Symposium, der Herbsttagung wie immer vorangestellt, vermittelt einen Überblick über das belgische Scheidungsfolgenrecht. Der Geschäftsführende Ausschuss der Arbeitsgemeinschaft Familienrecht lädt Sie herzlich zur Tagung nach Hannover ein. (Programm, Anmeldeformular, s.a. Editorial in Forum Familienrecht Nr. 9)
EU:  DAV-Stellungnahme zur Verstärkten Zusammenarbeit 
Der Familienrechtsausschuss im DAV hat zum Vorschlag für eine Verordnung des Rates zur Begründung einer Verstärkten Zusammenarbeit im Scheidungsverfahren Stellung genommen.  Ziel des Verordnungsvorschlags ist es, mehr Rechtssicherheit, eine bessere Berechenbarkeit und eine größere Flexibilität in Ehesachen mit internationalem Hintergrund und damit auch die Erleichterung der Freizügigkeit in der EU zu verwirklichen. Zugleich sollen Situationen ausgeschlossen werden, in denen ein Ehegatte alles daran setzt, die Scheidung zuerst einzureichen, um sicherzugehen, dass sich das Verfahren nach der Rechtsordnung richtet, die seine Interessen besser schützt. Das „forum shopping“ soll vermieden werden. Der Familienrechtsausschuss begrüßt es, dass diese Probleme gelöst werden sollen. In dem Verordnungsentwurf sieht der Ausschuss jedoch nur einen ersten Schritt, dem wichtige weitere folgen müssen. Zum Beispiel wurden die Scheidungsfolgen noch nicht berücksichtigt. (DAV-Stellungnahme, s.a. Newsletter FamRecht 7/2010, Newsletter FamRecht 9/2010, EU-Pressemitteilung) 
Neue Leitlinien zur Düsseldorfer Tabelle
Die Familiensenate des Oberlandesgerichts Düsseldorf haben die seit dem 1. September 2010 geltenden Leitlinien zur „Düsseldorfer Tabelle“ angepasst. Die „Düsseldorfer Tabelle“ wird in Abstimmung mit den anderen Oberlandesgerichten in Deutschland und dem Deutschen Familiengerichtstag vom Oberlandesgericht Düsseldorf herausgegeben. (Pressemitteilung OLG Düsseldorf)

BVerfG: Prozesskostenhilfe und nachehelicher Altersunterhalt
Die Verfassungsbeschwerde betrifft die Versagung von Prozesskostenhilfe zur Rechtsverteidigung gegen einen im Scheidungsverbund gestellten Antrag auf Zahlung nachehelichen Altersunterhalts. Die mit dem Fall befassten Gerichte haben dem Gebot der Rechtsschutzgleichheit nicht Genüge geleistet, indem sie die Erfolgsaussicht der in Aussicht genommenen Rechtsverteidigung verneint und Prozesskostenhilfe versagt haben. Wenn die Fragen der Begrenzung des Anspruchs auf nachehelichen Altersunterhalt, § 1571 Nr. 1 BGB, nicht höchstrichterlich geklärt sind, ist im Falle der Bedürftigkeit Prozesskostenhilfe (jetzt: Verfahrenskostenhilfe) demjenigen zu bewilligen, der sich auf § 1578b BGB beruft.

Az 1 BvR 365/09, Beschluss vom 11.3.2010 
BGH: Feststellung ehebedingter Nachteile
Bei der Frage, ob ehebedingte Nachteile im Sinne des § 1578 b Abs. 1 BGB vorliegen, ist es vornehmliche Aufgabe des Versorgungsausgleichs, unterschiedliche Vorsorgebeiträge auszugleichen. Dadurch werden die Interessen des Unterhaltsberechtigten regelmäßig ausreichend gewahrt (im Anschluss an Senatsurteile vom 16. April 2008 - XII ZR 107/06 - FamRZ 2008, 1325 und vom 25. Juni 2008 - XII ZR 109/07 - FamRZ 2008, 1508). Das gilt nicht, wenn die vom Unterhaltsberechtigten aufgrund der ehelichen Rollenverteilung erlittene Einbuße bei seiner Altersvorsorge durch den Versorgungsausgleich nicht vollständig erfasst wird, weil der Unterhaltspflichtige nur für einen geringen Teil der Ehezeit Rentenanwartschaften erworben hat. 

Der angemessene Lebensbedarf bildet nach § 1578 b BGB regelmäßig die Grenze für die Herabsetzung des nachehelichen Unterhalts. Auch im Rahmen des Altersunterhalts bestimmt sich sein Maßstab nach dem Einkommen, das der unterhaltsberechtigte Ehegatte ohne die Ehe und Kindererziehung aus eigenen Einkünften zur Verfügung hätte. Dabei ist auf die konkrete Lebenssituation des Unterhaltsberechtigten abzustellen. Aus dem Begriff der Angemessenheit folgt aber zugleich, dass der nach § 1578 b BGB herabgesetzte Unterhaltsbedarf jedenfalls das Existenzminimum des Unterhaltsberechtigten erreichen muss (im Anschluss an Senatsurteil vom 17. Februar 2010 - XII ZR 140/08 - FamRZ 2010, 629). 
Az XII ZR 7/09, Urteil vom 4.8.2010
BGH: Fristbeginn bei Verkündung eines Beschlusses

Durch die Verkündung eines Beschlusses (hier: in einem Verfahren über die elterliche Sorge) wird der Beginn der Beschwerdefrist nach fünf Monaten grundsätzlich dann nicht ausgelöst, wenn der beschwerte Beteiligte zum Termin zur mündlichen Verhandlung nicht ordnungsgemäß geladen worden ist (im Anschluss an BGH Beschluss vom 29. September 1998 - KZB 11/98 - NJW 1999, 143, 144 und Senatsbeschluss vom 7. Juli 2004 - XII ZB 12/03 - NJW-RR 2004, 1651, 1652). Eine darüber hinausgehende Informationspflicht des beschwerten Beteiligten, der von dem Verfahren Kenntnis erlangt hat, scheidet jedenfalls dann aus, wenn ihm das verfahrenseinleitende Schriftstück nicht ordnungsgemäß zugestellt worden ist und er sich auch nicht auf das Verfahren eingelassen hat. 
Az XII ZB 135/09, Beschluss vom 21.7.2010
BGH: Kapital-Lebensversicherung für die Prozesskosten
Eine Kapital-Lebensversicherung muss grundsätzlich für die Prozesskosten eingesetzt werden, bevor Prozesskostenhilfe in Anspruch genommen wird. Hierfür kommt auch eine - teilweise - Verwertung durch Beleihung in Betracht. 

Der Prozesskostenhilfe-Antragsteller hat die Umstände dafür darzulegen, dass der Einsatz der Lebensversicherung ausnahmsweise unzumutbar ist. Es geht auch um die Voraussetzungen einer Unzumutbarkeit wegen unzureichender Altersvorsorge. 

Az XII ZB 120/08, Beschluss vom 9. Juni 2010
OLG Brandenburg: Bestimmungsrecht für nichtehelichen Vater
Dem Vater wird einstweilig das Recht übertragen, zu bestimmen, welche Schule bzw. welchen Kindergarten die Kinder besuchen. Der Erlass der einstweiligen Anordnung zugunsten des Vaters ist außerhalb der Eingriffsschwelle von § 1666 BGB möglich, nachdem das Bundesverfassungsgericht durch Beschluss vom 21.7.2010 (1 BvR 420/09) ausgesprochen hat, dass die Regelungen in §§ 1626 a Abs. 1 Nr. 1 und 1672 Abs. 1 BGB, die den Vater eines nichtehelichen Kindes von der elterlichen Sorge ausschließen, wenn die Mutter ihre Zustimmung verweigert, mit Art. 6 Abs. 2 GG unvereinbar sind. Bis zum Inkrafttreten einer gesetzlichen Neuregelung darf nun auch dem Vater nichtehelicher Kinder in Anlehnung an die Regelung des § 1671 BGB die elterliche Sorge oder ein Teil davon übertragen werden, soweit eine gemeinsame elterliche Sorge nicht in Betracht kommt und zu erwarten ist, dass dies dem Kindeswohl am besten entspricht. (s.a. Newsletter FamRecht 9/2010)
Az 10 WF 187/10, Beschluss vom 20.8.2010
OLG Stuttgart: Familienname des Kindes
Bei der Frage, ob das Kind einen vom bisherigen Familiennamen unterschiedlichen Namen tragen soll, handelt es sich um eine Angelegenheit von erheblicher Bedeutung für das Kind, so dass das Familiengericht gemäß §  1628  BGB  zur Entscheidung berufen ist. Zu den Voraussetzungen eines wichtigen Grundes nach §  3  Abs.  1 NamÄndG.
Az 15 WF 131/10, Beschluss vom 11.8.2010
OLG Dresden: Steuererstattung und Berechnung des Zugewinns

Steuererstattungsansprüche, die vor dem für die Berechnung des Zugewinns maßgeblichen Stichtag entstanden sind, unterliegen dem Zugewinnausgleich. Die neuere Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes zur unterhaltsrechtlichen Behandlung von Abfindungen ändert hieran nichts. (Vgl. etwa BGH, Urt. v.15.11.2000,  XII ZR 197/98, FamRZ 2001, 278 = NJW 2001,  439 ; Urt. v. 11.12.2002,  XII ZR 27/00, FamRZ 2003, 432 = NJW 2003, 1396; Urt. v. 21.04.2004,  XII ZR 185/01, FamRZ 2004,  1352  = NJW 2004,  2675) 
Az 24 UF 800/09, Urteil vom 25.6.2010

OLG Celle: Darlegungslast ehebedingter Nachteile
Die vom Bundesgerichtshof entwickelten Grundsätze zur Darlegungs-  und Beweislast ehebedingter Nachteile (BGH Urteil vom 24. März 2010 -  XII ZR 175/08 - Newsletter FamRecht Nr. 6-10, FamRZ 2010, 875) gelten auch, soweit der Unterhaltsverpflichtete geltend macht, tatsächlich fortwirkende Nachteile seien nicht mehr als ehebedingt anzusehen, da es der Unterhaltsberechtigten nach der Trennung möglich gewesen wäre und sie die Obliegenheit getroffen hätte, diese Nachteile zwischenzeitlich vollständig auszugleichen.
OLG Zweibrücken: Ausgleichsrente und Versorgungsausgleich
Wenn die auf der Grundlage des bis 1. September 2009 geltenden Rechts zu zahlende Ausgleichsrente für eine betriebliche Altersversorgung ermittelt wird, muss die in § 20 Abs. 1 Satz 2 VersAusglG für das neue Recht getroffene Wertung berücksichtigt werden. Deshalb ist die vom ausgleichspflichtigen Ehegatten zu zahlende Ausgleichsrente nur in der Höhe des hälftigen Wertunterschieds geschuldet, der sich nach Abzug der auf seine Betriebsrente zu zahlenden Kranken- und Pflegeversicherungsbeiträge ergibt (entgegen BGH FamRZ 2005, 1982  u.st., Beschl. vom 10.8.2005 - XII ZB 191/01, und unter Aufgabe der bisherigen eigenen Rechtsprechung des Senats). Die auf die Betriebsrente gezahlten Steuern und der Solidaritätszuschlag sind hingegen bei der Ermittlung der Ausgleichsrente nicht vorweg abzuziehen. Außerdem geht es um die Berücksichtigung eines "Karrieresprungs" im schuldrechtlichen Versorgungsausgleich.
Az 2 UF 112/09, Beschluss vom 27.4.2010, leider nicht in der Datenbank des Gerichts (Rheinland-Pfalz), aber hier.
Zeitschrift Forum Familienrecht

Heft 10 erscheint im Oktober mit einem Editorial von RA Klaus Schnitzler, Euskirchen, „Die Einzelfallentscheidung im Unterhaltsrecht“. Außerdem im Heft: ein Übersichtsaufsatz von Werner Reinken, VRiOLG Hamm, „Die Befristung des Nachscheidungsunterhalts nach § 1578b BGB“; weitere Aufsätze von RA Klaus Weil, Marburg, „Fragestellungen beim Übergang ins neue Versorgungsausgleichsrecht“ und von Michael Germ, „Mandantenorientierung im Familienrecht“. Bereits in der Ausgabe Nr. 9 begann die neue Reihe über „Das unterhaltsrechtliche Stichwort“ von Dr. Hans-Ulrich Graba, VRiOLG München/Augsburg a.D., mit „Halbteilungsgrundsatz“ und „Erwerbstätigenbonus“. Im Oktober-Heft geht es weiter mit „Kindergeld, Wohnvorteil und Obliegenheit“. 

Startseite der Zeitschrift, mit Zugang zum Archiv für Mitglieder der AG Familienrecht

Termine
Die diesjährige Herbsttagung und Mitgliederversammlung findet vom 25. bis 27. November 2010 in Hannover statt; Überschrift: „Vielfalt der Lebensformen“. Der Tagung ist wie immer ein Symposium zum Familienrecht anderer europäischer Länder vorangestellt, diesmal geht es um Belgien. Das weitere, umfangreiche Programm ist auf unserer Internetseite veröffentlicht. Dort können Sie sich auch online anmelden.
Highlights 2011: 
Jubiläumsveranstaltung – Zum 10. Mal WinterIntensiv in Warth am Arlberg
vom 26. Februar bis 5. März 2011, Wellnesshotel Warther Hof. Entspannt tagen im schneesicheren Skigebiet – in Kooperation mit der AG Erbrecht im DAV. Themen u.a.: Aktuelle Rechtsprechung des BGH in Familiensachen, Beatrix Weber-Monecke, RiBGH; Bedeutende Entscheidungen des BGH im Erbrecht, Roland Wendt, RiBGH; Bewertungen im Erbschaftsteuerrecht sowie aktuelle Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs, Herrmann-Ulrich Viskorf, Vizepräsident des Bundesfinanzhofs; Familien- und Erbrecht im Lichte der Verfassung, Christine Hohmann-Dennhardt, RiBVerfG; Inhalts- und Ausübungskontrolle familienrechtlicher Vereinbarungen und erbrechtlicher Gestaltungen, Dr. Jörg Mayer, Notar, Simbach. 

Moderatoren: Wolfgang Schwackenberg, Rechtsanwalt und Notar, Oldenburg und Svend Gunnar Kirmes, Rechtsanwalt, MdL, Grimma. Programm und Anmeldung.

 

Kloster Weltenburg in Kehlheim vom 6 bis 7. Mai 2011
 Vermögensübertragungen in der Familie sowie Vermögensauseinandersetzung bei Trennung und Scheidung – Steuertipps, Steuerfallen – Diese Themen werden in der Geborgenheit des Klosters Weltenburg mit seiner einzigartigen Lage und der viel versprechenden Küche der Klosterschenke behandelt.  Programm und Anmeldung.
Die Seminarreihe zur aktuellen OLG-Rechtsprechung zum Familienrecht beginnt in Frankfurt/M. am 6. Oktober 2010. Die Liste der weiteren Orte und Termine finden Sie hier. 
„Ein Jahr FamFG“ - Herbsttagung der AG Anwaltsnotariat im DAV, 29.-30. Oktober in Berlin. Die Auswirkungen des neuen Gesetzes auf die anwaltliche und notarielle Praxis sind enorm. Grund genug, die Reform nach einem Jahr auf den Prüfstand zu stellen. Die Arbeitsgemeinschaft Anwaltsnotariat im DAV diskutiert mit Vertretern aus Justiz, Politik, Verwaltung und Nur-Notariat. Es referieren u. a.: Prof. Dr. Günter Brambring, Prof. Roland Böttcher, Rechtsanwältin Cornelia Herrmann, Richter am Amtsgericht Robin Melchior. Programm und Anmeldung
10. Symposium für Europäisches Familienrecht 7. bis 9.10.2010 in Regensburg

Eine Veranstaltung der Juristischen Fakultät der Universität Regensburg und der Bundesnotarkammer zum Thema „Vorsorgevollmacht und Erwachsenenschutz in Europa“. Tagungsort: Die Vorträge und Diskussionen finden im Salzstadel, Weiße-Lamm-Gasse 1, Regensburg statt. Tagungsadresse: Prof. Dr. Martin Löhnig, Lehrstuhl für Bürgerliches Recht, Deutsche und Europäische Rechtsgeschichte, Universitätsstraße 31, 93053 Regensburg, Tel. 0941/943-2624 Fax 0941/943-2603, e-mail: caroline.berger@jura.uni-regensburg.de. Hier können auch die Tagungsunterlagen angefordert werden. 
Jahrestagung der Deutschen Liga für das Kind vom 15.-16.10.2010, Akademie der Bildenden Künste München. Thema: „Väter in neuer Verantwortung“, mit namhaften Referentinnen und Referenten aus Wissenschaft und Praxis. Schirmherrschaft: Dr. Kristina Schröder, Bundesministerin für Familie, Senioren, Frauen und Jugend. Programm und Anmeldung
Seminare der AG Familienrecht im DAV in allen OLG-Bezirken, organisiert von der conventionspartners GmbH, finden Sie auf unserer Internet-Seite, wo Sie sich auch online anmelden können. Im vielfältigen Angebot finden Sie unter anderem die Seminarserie zur „Aktuellen OLG-Rechtsprechung im Familienrecht“. 

conventionpartners GmbH, e-mail: info@cp-bonn.de
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